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Schriftlicher Bericht 

des Aussdiusses für Fragen der europäisdien Sicherheit 

(6. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
GB/BHE eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über den 
Personalgutachterausschuß für die Streitkräfte 
(Personalgutachterausschuß-Gesetz) 

- Drucksache 1595 - 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Hamburg): 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 97. Sitzung 
am 13. Juli 1955 den von den Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP, GB/BHE eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über den Personalgutachterausschuß 
für die Streitkräfte (Personalgutachterausschuß-Ge- 
setz) an den Ausschuß für Fragen der europäischen 
Sicherheit überwiesen. Dieser Ausschuß hatte sich 
mit dem Gegenstand dieses Gesetzes schon seit 
langer Zeit beschäftigt. Schon in der 1. Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages hatte der Sicherheits- 
ausschuß die Frage aufgeworfen, was zu unter- 
nehmen sei, um solche Offiziere von den Streit- 
kräften fernzuhalten, deren Denkungs- und Hand- 
lungsweise nach aller Erfahrung der Entwicklung 
der Mentalität in den Streitkräften eine gefährliche 
Richtung geben könnten. Der Ausschuß war sich zu 
jeder Zeit einig, daß darin ein hervorstechendes 
innenpolitisches Problem der Wiederbewaffnung 
zu sehen ist. Darum war es stets die Absicht des 
Ausschusses, ebenso wie die der Bundesregierung, 
in das Eins tellungs verfahren für höhere Offiziere 
ein Gremium vertrauenswürdiger Personen von 
unbestrittener Integrität und hohem Urteilsver- 
mögen einzuschalten, um die einzustellenden höhe- 
ren Offiziere hinsichtlich ihrer persönlichen Eig- 
nung zu prüfen. 

I. Allgemeiner Teil 

Bei der Beratung des Freiwilligengesetzes ist 
diese Frage im Sicherheitsausschuß erneut behan- 
delt worden. Es wurden im Ausschuß von den Ab- 
geordneten Feiler, Josten, Mellies, 
Heye und Bausch fünf Anträge gestellt, die 
alle bezweckten, eine oder mehrere Bestimmungen 


über die Bildung eines Personalgutachterausschus- 
ses in das Freiwilligengesetz aufzunehmen. Nach 
dem Antrag des Abgeordneten Feiler sollte die 
Bundesregierung einen Personalausschuß bilden, 
mit der Aufgabe, freiwillige Soldaten, die für einen 
Dienstgrad vom Oberst an aufwärts vorgesehen 
sind, auf ihre persönliche Eignung zu prüfen. Der 
Antrag des Abgeordneten Josten veränderte 
diesen Antrag dahingehend, daß die Prüfung be- 
reits beim Oberstleutnant beginnen sollte. In dem 
Antrag des Abgeordneten Mellies waren Ein- 
zelbestimmungen enthalten hinsichtlich des Um- 
fangs des Personalgutachterausschusses, seines 
Zustandekommens unter Mitwirkung durch den 
Deutschen Bundestag, seiner Unabhängigkeit, sei- 
ner Aufgaben, seines Verfahrens, seiner Etatisie- 
rung, seiner Unabhängigkeit in Fragen der eigenen 
Organisation und seiner Beziehung zum Sicher- 
heitsausschuß des Bundestages. Die Anträge der 
Abgeordneten Heye und Bausch schließlich 
wollten die Aufgaben des Personalgutachteraus- 
schusses auf die Aufstellung von Prüfungsricht- 
linien für alle übrigen Dienstgrade erweitern. Alle 
Anträge erstrebten ein Vetorecht des Personalgut- 
achterausschusses 'gegen die Einstellung von Sol- 
daten im Einzelfall. Außerdem regte der Vertreter 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen an, 
es möge dem Bundesrat ein Entsendungs- oder 
Vorschlagsrecht für drei Mitglieder des Personal- 
gutachterausschusses gesetzlich eingeräumt wer- 
den. 

Noch ehe diese Anträge im einzelnen beraten 
wurden, stellte sich im Sicherheitsausschuß die 
Frage, ob dieser schwerwiegende Gegenstand nicht 
besser durch ein Spezialgesetz zu regeln sei, zu- 
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mal eine Regelung in dem nur vorläufigen, bis 
spätestens zum 31. März 1956 befristeten Freiwil- 
ligengesetz dem Personalgutachterausschuß keine 
ausreichende Dauer gewähren würde. Die Bundes- 
regierung sprach sich zunächst grundsätzlich gegen 
diese Absicht aus. Der Sicherheitsausschuß beschloß 
jedoch auf Anträge der Abgeordneten Frau Dr. 
Probst und W e h n e r, zur Prüfung dieser Frage 
einen eigenen Unterausschuß einzusetzen. Es ist an 
dieser Stelle auf den Schriftlichen Bericht des 
Sicherheitsausschusses zum Freiwilligengesetz zu 
verweisen (Drucksache 1600 Seite 8 — zu § 2 b), in 
dem die bis auf eine Gegenstimme einmütige 
Überzeugung der Ausschußmitglieder festgestellt 
wird, daß die Einsetzung eines Personalgutachter- 
ausschusses notwendig ist. Der Unterausschuß hat 
als Ergebnis vorgeschlagen, ein von ihm ausge- 
arbeitetes Spezialgesetz über den Personalgutach- 
terausschuß initiativ einzubringen und im Frei- 
willigengesetz einen § 2 b aufzunehmen, der auf die 
spezial gesetzliche Regelung der Materie hinweist. 
Der Sicherheitsausschuß hat diese Vorschläge ge- 
gen eine Stimme (Abgeordneter M a 1 1 h e s) ange- 
nommen. Der Entwurf über ein Personalgutachter- 
ausschuß-Gesetz wurde sodann in interfraktionel- 
len Besprechungen präzisiert. Er fand seinen Nie- 
derschlag in der Drucksache 1595, über deren Be- 
ratung im Ausschuß hier zu berichten ist. 

Angesichts der Ergebnisse der vorhergehenden 
Beratungen im Sicherheitsausschuß, im Unteraus- 
schuß und zwischen den Fraktionen ist der Sicher- 
heitsausschuß nach der am 13. Juli 1955 erfolgten 
Überweisung durch den Deutschen Bundestag nicht 
erneut in eine materielle Beratung eingetreten. Er 
hat sich vielmehr damit begnügt, den Entwurf ge- 
mäß Drucksache 1595 unverändert mit allen gegen 
eine Stimme anzunehmen. Es ist deshalb — zumal 
dem Entwurf keine schriftliche oder mündliche Be- 
gründung beigegeben wurde — notwendig, über 
die Motive und Erwägungen zum Zweck des Ge- 
setzes und der einzelnen Paragraphen anhand dei- 
vorgängigen Beratungen zu berichten. 

Aus den vorgängigen Verhandlungen des Sicher- 
heitsausschusses und aus den interfraktionellen 
Besprechungen wird daher folgendes berichtet: 

1. Der Bundesverteidigungsminister hat sich be- 
reit erklärt, im Kabinett für das Personalgut- 
achterauschuß-Gesetz einzutreten, wenn durch 
dieses Gesetz keine Verzögerung in der Verab- 
schiedung des Freiwilligengesetzes oder in der 
Vorbereitung der Aufstellung der Streitkräfte 
entstünde. 

2. Die Vertreter der SPD-Fraktion haben erklärt, 
die SPD-Fraktion werde das Personalgutachter- 
ausschuß-Gesetz und das darin festgelegte Ver- 
fahren nicht zum Anlaß nehmen, die Verab- 
schiedung des FreiwilLigengesetzes und die Vor- 
bereitung der Aufstellung der Streitkräfte zu 
verzögern oder zu blockieren; der Kampf der 


Opposition gegen das Freiwilliigengesetz werde 
vielmehr auf anderer Ebene geführt. 

3. Gegen die Einsetzung eines Personalgutachter- 
ausschusses hat sich nur die Fraktion der DP 
gewandt und durch ihren Vertreter im Sicher- 
heitsausschiuß grundsätzliche Bedenken vorge- 
tragen. Sie hat jedoch im Verlauf der Verhand- 
lungen des weiteren erklärt, auf die Anwendung 
geschäftsordnungsmäßiger Mittel gegen die Be- 
ratung und Verabschiedung des Gesetzes im 
Bundestag verzichten zu wollen. 

4. Da es nach diesen Erklärungen möglich schien, 
das Spezialgesetz zeitgerecht im Bundestag zu 
verabschieden, hat sich der Sicherheitsausschuß 
damiit begnügt, im § 2 b des Freiwilligengesetzes 
die Mitwirkung des Personalgutachterausschusses 
bei der Einstellung von Soldaten festzulegen 
und hinsichtlich der Einzelheiten auf das Spe- 
zialgesetz zu verweisen. Jedoch haben die Ab- 
geordneten der Regierungskoalition im Ausschuß 
die Möglichkeit offengelassen, für den Fall einer 
unvorhergesehenen Störung bei der Verabschie- 
dung des Personalgutachterausschuß-Gesetzes 
auch Einzelbestimmungen über den Personal- 
gutachterausschuß durch Änderung des § 2 b im 
Freiwilligengesetz zu regeln. 

5. Über die Frage, ob der Auftrag des Personalgut- 
achterausschusses unbefristet gelten oder zeit- 
lich begrenzt werden soll, einigte man sich auf 
eine Begrenzung für die Dauer der Aufstellung 
der Streitkräfte; die Vertreter der Opposition 
stellten ihren Wunsch, dem Personialgutachter- 
ausschuß einen dauernden Auftrag zuzuweisen, 
zurück. Einer ausdrücklichen zeitlichen Begren- 
zung im Text des Gesetzes bedurfte es nicht, weil 
mit Sicherheit anzunehmen ist, daß nach Ab- 
lauf der Aufstellungsperiode keine Soldaten mit 
dem Dienstgrad vom Oberst an aufwärts mehr 
„eingestellt“ werden. 

6. Die Anregung, dem Bundesrat ein gesetzliches 
Benennungsrecht für drei Mitglieder des Per- 
sonalgutachterausschusses einzuräumen, beruht 
offenbar auf einer Verkennung der gewollten 
Struktur des Personalgutachterausschusses. Der 
Sicherheitsausschuß hat ihr daher nicht statt- 
geben können. Es bleibt dem Bundesrat un- 
benommen, der Bundesregierung Anregungen 
für ihre Vorschlagsliste zuzuleiten. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

In Abs. 1 wird die Aufgabe des Personalgut- 
achterausschusses festgelegt. Ausdrücklich ist fest- 
zuhalten, daß er nur die persönliche Eignung der 
einzustellenden Soldaten zu prüfen hat. Die Ent- 
scheidung über deren fachliche Eignung und Ver- 
wendung bleibt dem Verteidigungsminister Vor- 
behalten. 
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Im übrigen hat der Personalgutachterausschuß 
eine doppelte Aufgabe: er hat sowohl Personen 
selbst zu prüfen, als auch Richtlinien für die Prü- 
fung anderer Personen vorzuschlagen. 

Vom Personalgutachterausschuß selbst werden 
Soldaten geprüft, die für die Einstellung mit dem 
Dienstgrad vom Oberst an aufwärts vorgesehen 
sind. Der Sicherheitsausschuß hat sich lange mit 
der Frage beschäftigt, ob die Prüfung durch den 
Personalgutachterausschuß an das Merkmal des 
Dienstgrades oder der Dienststellung oder an 
beides anknüpfen soll. Es bestand eine verbreitete 
Meinung, die Dienststellung als Merkmal zu neh- 
men und diejenige eines Bataillonskommandeurs 
und vergleichbare sowie höhere Dienststellungen 
der Prüfung durch den Personalgutachterausschuß 
vorzubehalten. Diesen Zweck verfolgte schon der 
Antrag des Abgeordneten Josten, der davon 
ausging, daß als Bataillonskommandeure in der 
Regel Oberstleutnante in Frage kämen und daher 
vom Personalgutachterausschuß selbst zu prüfen 
seien. Der Sicherheitsausschuß hat sich jedoch vom 
Bundesverteidigungsminister davon überzeugen 
lassen, daß die Dienststellung als Merkmal nicht 
angeführt werden könne, weil zunächst noch keine 
Verbände aufgestellt würden und daher die spätere 
Verwendung der neu einzustellenden Soldaten in 
vielen Fällen noch offenbleiben müsse. Es mußte 
also bei dem Dienstgrad als Merkmal bleiben. 

Eine Prüfung auch der Oberstleutnante durch den 
Personalgutachterausschuß wurde nach ausführ- 
licher Beratung deshalb verworfen, weil damit des- 
sen Arbeitslast zu groß geworden wäre. Die Zahl 
der einzustellenden Generale beträgt etwa 26, die 
der Obersten etwa 275; kämen noch die Oberstleut- 
nante hinzu, deren Zahl mit etwa 680 angegeben 
wurde, so würde der Personalgutachterausschuß 
seine Aufgabe nicht mehr erfüllen können. 

Die Prüfung der persönlichen Eignung der 
Dienstgrade bis zum Oberst wird deshalb Aufgabe 
des Bundesverteidigungsministeriums oder der 
Streitkräfte sein müssen. Um für diese Prüfung 
die gleichen Grundsätze zu gewährleisten, die auch 
der Personalgutachterausschuß selbst bei der Prü- 
fung der höheren Dienstgrade anwenden wird, soll 
der Personalgutachterausschuß gemäß Abs. 1 Nr. 2 
Richtlinien vorschlagen. Der Bundesverteidigungs- 
minister hat erklärt, diese Vorschläge übernehmen 
zu wollen. 

Abs. 2 enthält die Rechtsfolge der Entscheidung 
des Personalgutachterausschusses, die sinngemäß aus 
der Beschränkung auf die Prüfung der persön- 
lichen Eignung entwickelt ist. Demzufolge hat 
der Personalgutachterausschuß nur ein Vetorecht, 
so daß gegen seine Entscheidung kein Soldat ein- 
gestellt werden darf. 

Zu § 2 

Bei der Festlegung der Mitgliederzahl wurde ein 
Spielraum gelassen, weil immerhin in Rechnung 


gestellt werden muß, daß aus dem Kreis der vor- 
gesehenen Mitglieder des Personalgutachteraus- 
schusses auch Absagen eingehen können, die die 
Konstituierung nicht aufhalten sollen. Die Mit- 
gliederzahl hatte man sich ursprünglich erheblich 
niedriger vorgestellt. Jedoch haben die oben ange- 
führten Zahlen der zu prüfenden Offiziere den 
Sicherheitsausschuß bewogen, die Mitgliederzahl 
des Personalgutachterausschusses zu erweitern. 
Dabei ist man ausdrücklich auch von der Erwägung 
ausgegangen, daß der Personalgutachterausschuß 
im Rahmen seiner Geschäftsordnung (siehe unten 
zu § 3 Abs. 2) eventuell mehrere Kammern bilden 
wird. 

Die Konstituierung des Personalgutachteraus- 
schusses ist so geregelt, wie es der hohen Autori- 
tät entspricht, die ihm zukommen soll. Mit voller 
Absicht enthält das Gesetz kein Vorschlagsrecht 
irgendwelcher Gruppen, sondern nur einen Be- 
stätigungsvorbehalt durch den Bundestag. Die Mit- 
glieder des Personalgutachterausschusses sollen 
Persönlichkeiten von hoher und unbezweifelter all- 
gemeiner Wertschätzung sein. Sie sollen das Ver- 
trauen nicht nur der tragenden gesellschaftlichen 
Kräfte haben, aus denen sie selbst kommen, son- 
dern sich darüber hinaus kraft ihrer eigenen per- 
sönlichen Qualitäten allgemeiner Achtung erfreuen. 
Sie sollen somit keinesfalls als Vertreter bestimm- 
ter Gruppen fungieren, sondern als vom ganzen 
Parlament bestätigte und des allgemeinen Vertrau- 
ens würdige Verwalter einer entscheidenden Auf- 
gabe. Die Initiatoren des Gesetzes haben ausdrück- 
lich darauf verzichtet, einen Wahlakt durch den 
Bundestag vorzusehen, um einerseits jeden An- 
schein zu vermeiden, als ob die einzelnen Mitglie- 
der des Personalgutachterausschusses eine einsei- 
tige politische Prägung aufwiesen oder als ob der 
Ausschuß in seiner Zusammensetzung einem poli- 
tischen Proporz unterliege, und um andererseits 
durch einen Bestätigungsakt en bloc dem Personal- 
gutachterausschuß ein besonderes Ansehen zu ge- 
ben. Aus dem gleichen Grunde ist auch ausdrück- 
lich eine Aussprache vor der Bestätigung ausge- 
schlossen worden. 

In den Beratungen hat die Bundesregierung er- 
klärt, daß sie die Bestätigung des Personalgutach- 
terausschusses durch den Bundestag für verfas- 
sungswidrig hielte. Auch der Rechtsausschuß hatte 
während seiner Beratungen über das Freiwilligen- 
gesetz mit Mehrheit die gleiche Auffassung vertre- 
ten. Der Sicherheitsausschuß konnte diese Beden- 
ken jedoch nicht teilen und hat sich für die vorge- 
legte Formulierung entschieden, um den Personal- 
gutachterausschuß mit der denkbar höchsten Auto- 
rität auszustatten. 

Der Sicher heitsausschuß ging bei der Formulie- 
rung des § 2 in Übereinstimmung mit dem Bundes- 
verteidigungsministerium davon aus, daß die Bun- 
desregierung weder Personen vorschla- 
gen würde, die eine militärische 
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Wiederverwendung erstreben, noch 
solche, die dem Deutsch en Bundes- 
tag angehören. 

Zu § 3 

Abs. 1 stellt die Unabhängigkeit des Personal- 
gutachterausschusses von Exekutive und Legisla- 
tive fest. Der Personalgutachterausschuß und seine 
Mitglieder sind an keine Weisungen gebunden. 
Dementsprechend soll der Personalgutachteraus- 
schuß auch frei sein in der Gestaltung seiner Ge- 
schäftsordnung (Abs. 2). Damit bestimmt er auch 
selbst über die Wahl seines Vorsitzenden. Ebenso 
ist ihm damit selbst die Entscheidung Vorbehalten, 
mit welcher Mehrheit er seine Beschlüsse fassen 
will. Der Natur und der hohen Autorität des Per- 
sonalgutachterausschusses würde es allerdings nach 
einhelliger Meinung des Sicherheitsausschusses ent- 
sprechen, wenn der Personalgutachterausschuß eine 
qualifizierte Mehrheit vorsehen und in der Praxis 
möglichst einhellig beschließen würde. 

Hinsichtlich des Auskunftsrechtes (Abs. 3) hatte 
der Rechtsausschuß verfassungspolitische Bedenken 
vorgetragen und die Formulierung vorgeschlagen: 
„Der Personalgut achterausschuß hat das Recht, sich 
unmittelbar zu unterrichten.“ Der Sicherheitsaus- 
schuß hat nach sachverständiger Beratung die vor- 
liegende ausführlichere Formulierung gewählt. Er 
geht dabei davon aus, daß der Ausdruck „Amts- 
hilfe“ auch die Inanspruchnahme der Gerichte ein- 
schließt. 

Abs. 4 enthält zum Schluß noch eine Vorschrift 
über die Schweigepflicht der Mitglieder des Per- 


sonalgutachterausschusses. Die Vorschrift dient 
ebenso dem Schutz des Ausschusses wie auch der 
geprüften Personen. 

Ursprünglich bestand bei den Initiatoren der 
Plan, in einem selbständigen Paragraphen über die 
Etatisierung die Unabhängigkeit des Personalgut- 
achterausschusses auch in haushaltspolitischer Hin- 
sicht zu sichern. In den Beratungen hat man sich 
aber mit Erklärungen des Bundesverteidigungs- 
ministers und autorisierter Vertreter des Bundes- 
finanzministeriums zufrieden gegeben, wonach der 
Personalgutachterausschuß im Haushalt des Bun- 
despräsidenten etatisiert werden soll. Gegenüber 
gewissen Besorgnissen, daß das Anlaufen des Per- 
sonalgutachterausschusses etwa aus Mangel an so- 
fort greifbaren Mitteln sich verschleppen konnte, 
ist vom Ausschuß festgestellt worden, daß die haus- 
haltsrechtliche Möglichkeit hinsichtlich unvorher- 
gesehener und unabweisbarer Ausgaben für die Be- 
schaffung der Mittel im Haushaltsjahr 1955 ge- 
nüge. 

Zu §4 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 14. Juli 1955 

Schmidt (Hamburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1595 * — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 14. Juli 1955 

Der Ausschuß 

für Fragen der europäischen Sicherheit 

Dr. Jaeger Schmidt (Hamburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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